<Absender-Name>
<Absender-Adresse>
<Absender Ort PLZ>
EINSCHREIBEN
An das AMS
Regionalstelle …..........................
…..................................................
….................................................
<Ort>, <Datum,>
Aufforderung zur Kenntnisnahme der Rechtslage über die „Bezugseinstellung“ nach AlVG § 24
Sehr geehrte Damen und Herren,
mit diesem Schreiben setze ich Sie über die Rechtslage bezüglich Bezugseinstellungen nach § 24 AlVG zur Kenntnis und bitte Sie um Bestätigung der Kenntnisnahme. Entsprechend dem angefügten VwGH-Urteile 2007/08/0318 Stammrechtssatz ist eine Einstellung des Bezuges nach AlVG § 24 wegen punktueller „Arbeitsunwilligkeit“ rechtswidrig und wäre nur bei mehrmaliger Nichtannahme vorgeblich „zumutbarer“ Stellen, die auf eine dauerhafte „Arbeitsunwilligkeit“ schliessen liesse, zulässig. Weiter folgt aus dem Urteilstext, dass eine Bezugseinstellung erst nach amtswegiger Klärung des Sachverhaltes und nach Abschluss von Einsprüchen rechtsgültig wäre. 
Weiters ist nach VwGH-Urteil 2001/08/0067 Rechtssatz 2 eine Bezugsein​stellung nach § 24 AlVG ohne Bescheid rechtswidrig.
Arbeitslosengeld und auch die Notstandshilfe (VfGH G363/97 u.a.) sind ein vermögenswertes Recht, das durch Artikel 1 des 1. Zusatzprotokolls der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) geschützt ist. In dieses darf nur mit einem rechtsgültigen Bescheid eigegriffen werden. Die vorläufigen Bezugseinstellungen ohne abgeschlossenenem Ermittlungsverfahren, zu dem auch das Parteiengehör gehört, verletzt zudem das im Verfassungsrang stehende Recht auf ein faires Verfahren nach Artikel 6 EMRK.
Ich weise Sie darauf hin, dass ich alle Voraussetzungen zum Bezug des Arbeitslosengeldes / der Notstandshilfe dauerhaft erfülle und bereit bin, nach Klärung aller Voraussetzungen unstrittig gesetzlich erforderliche und sinnvolle Maßnahmen zu machen. Im Falle behaupteter Arbeitsunwilligkeit § 9 oder Vereitelung einer vorgeblich rechts​konformen AMS-Maßnahme bzw. einer vorgeblich zumutbaren Beschäftigung ist es  rechtswidrig, das Recht auf Parteiengehör durch im AlVG nicht vorgesehene „vorläufige Bezugseinstellungen“ zu umgehen und durch verfassungs- und menschenrechtswidrigen Existenzentzug mich in der Wahrnehmung meiner Rechte zu hindern.
Belehrung über die Rechtsfolgen
Da Sie  über die Rechtslage aufgeklärt wurden, könnte ein derartiges Vorgehen als „Missbrauch der Amtsgewalt“  (§ 302 StGB) und wäre von der Staatsanwaltschaft strafrechtlich verfolgt werden (Strafrahmen: 6 Monate Freiheitsentzug). Weiters könnten Sie für durch eine rechtswidrig erfolgte „vorläufige“ Bezugseinstellung nach § 24 AlVG entstandene Schäden materieller (Wohnungsverlust, Kreditzinsen, Bankzinsen, …) und immaterieller Art (Gesundheits​ge​fährdung) nach der Amtshaftung und auf dem Zivilrechtsweg haftbar gemacht werden.  Weiter könnten  Dienstaufsichtsbeschwerden sowie Beschwerden bei der Volksanwaltschaft sowie eine Sachverhaltsdarstellung an den Bundesrechnungshof über die geplante Missbräuchliche Verwendung von Steuergeldern erfolgen.
Mit freundlichen Grüßen
<Name-Absender>
Zur Kenntnis genommen:
Name, Funktion, Ort, Datum, Unterschrift
